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ich hoffe, es geht Ihnen, es geht 
Euch gut. 
 
Als Redaktionsteam und als Ge-
samtausschuss Baden freuen wir 
uns, dass wir es geschafft haben –  
trotz Corona-Krise – dieses Heft 
zu gestalten und mit Inhalten zu 
füllen. 
 
Wir bieten mit dieser Ausgabe der 
Gazette natürlich Artikel rund um 
diese „corona-gesteuerte“ Zeit wie 
den Beitrag „Corona als Berufs-
krankheit“, aber auch Aktuelles 
zum (kirchlichen) Arbeits- und Ta-
rifrecht. Zudem stellt sich Chris-
tina Müller vor, unsere neue Kolle- 
gin beim Kirchlichen Dienst in der 
Arbeitswelt (KDA) Baden – sie ist 
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gemeinsam mit Katja Stange und 
Sabine Will verantwortlich für die 
Fortbildungen der Mitarbeiterver-
tretungen. 
 
Wie geht es weiter? Was die ge-
plante Delegiertenversammlung 
der Mitarbeitervertretungen am 
13./14. Oktober angeht vorab 
schon mal die Info: sie wird zum 
geplanten Zeitpunkt stattfinden – 
allerdings (leider) nicht im Haus der 
Kirche in Bad Herrenalb sondern 
in ganz neuer Art, über die wir auf 
diesem Wege noch nicht viel be-
kanntgeben wollen. Lasst Euch 
überraschen und lest aufmerksam 
unsere Newsletter. Wir arbeiten 
derzeit intensiv am Konzept und 
werden zeitnah informieren. 
 
Im Namen des Redaktionsteams 
und des Gesamtausschusses 

Baden wünsche ich Ihnen und 
Euch viel Spaß bei der Lek-

türe dieses Heftes und 
einen schönen, erholsa-
men Sommer. 
 
Es gilt weiterhin: (Auch) 
Wir sind für 
Euch da! 
 

Florian Wolf
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Liebe Kolleginnen  
und Kollegen, 
 
noch immer ist unser Alltag stark 
von Corona geprägt. Da wir alle in 
den sogenannten „systemrelevan-
ten Berufen“ arbeiten und die Hy-
gienebestimmungen – zu Recht – 
für größere Veranstaltungen sehr 
strikt sind, sehen wir derzeit keine 
Möglichkeit mit Euch im Herbst 
eine Delegiertenversammlung im 
herkömmlichen Sinne im  
Haus der Kirche in Bad  
Herrenalb durchzuführen. 
 
Da es uns jedoch wichtig ist, ge- 
rade in dieser sehr herausfor- 
dernden Zeit mit Euch in Kontakt zu 
bleiben und Euch in Eurer Arbeit zu 
unterstützen, arbeiten wir mit Hoch- 
druck daran Konzepte zu entwi-
ckeln, wie ein guter Austausch mit 
Euch gelingen kann, ohne dass wir 
uns alle am gleichen Ort befinden.  
 

Dann schaut immer mal wieder auf 
unsere Homepage und lest regel-
mäßig unsere Newsletter. Dort fin-
det Ihr ab Sommer alle wichtigen 
Infos rund um die De-
legiertenversammlung 
im Herbst.  
www.ga-baden.de 
 
Ulrike Kutzner

+++ Ticker +++ Delegiertenversammlung 2020 +++ 
+++ Ticker +++ Delegiertenversammlung 2020 +++ 
+++ Ticker +++ Delegiertenversammlung 2020 +++ 

Das klingt für Euch wie Quadratur 
des Kreises? Dann dürft Ihr schon 
gespannt sein, was wir für Herbst 
planen. Wir wollen noch nicht zu 
viel verraten, aber wir sind guter 
Dinge, dass wir auf neue Art mitein- 
ander kommunizieren werden.  
 
Neugierig geworden auf das 
was kommt?  
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Wie es anfing oder *  
= Corona-Absage /  
neue Termine 
 
Mit dieser – etwas kryptisch wir-
kenden – Formulierung im Termin-
kalender begann für mich dienst- 
lich die Corona-Krise Mitte März 
2020. Praktisch jeder Termin in 
meinem Kalender – beginnend mit 
der Frühjahrsdelegiertenversamm-
lung der Mitarbeitervertretungen – 
wurde mit einem * gekennzeich-
net: absagen, verschieben, neues 
Format suchen. Das Ganze in „mit-
telblau“ mit einem Fineliner von 
Stabilo. Meine persönliche Corona-
Farbe also: mittelblau. Mein vor-
erst letzter „Präsenz“-Termin war 
am 12. März die öffentliche Anhö-
rung des Synodalen Jens Lehfeldt 
im DGB-Haus in Karlsruhe zur ge-
planten Novellierung des Mitarbei-
tervertretungsgesetzes (MVG). Im 
April wollte die Badische Landessy-
node eigentlich bei ihrer Frühjahrs-
tagung die Novellierung beschlie- 
ßen – letztendlich wurde diese Ta-
gung – genau wie unsere Delegier-
tenversammlung coronabedingt 
abgesagt. 
 
 
Vor Corona 
 
Ende Februar war die Corona-Krise 
in Deutschland noch weit entfernt. 
Der Gesamtausschuss plante in 
einer Klausur in Pforzheim die De-
legiertenversammlung im Frühjahr, 
diskutierte über die (zukünftige) 
Zusammenarbeit mit Gewerkschaf-
ten, die anstehende Novellierung 
des MVG in Baden und insgesamt 
über die weitere Ausrichtung sei-
ner Arbeit im Jahr 2020 und darü-
ber hinaus. 

Corona 
 
In der zweiten Märzhälfte begann 
in Deutschland endgültig der Lock-
down mit Schließung der Schulen 
und Kitas, Isolierung der Alten und 
Kranken, „Social distancing“ und 
der Weiterarbeit im Home-Office – 
soweit möglich. Für die Arbeit im 
Gesamtausschuss hieß das: Ab-

sage von Präsenzveranstaltungen 
wie Sitzungen, Tagungen und Bera-
tungsterminen vor Ort sowie Ab-
sprachen mit dem Kirchlichen Dienst  
in der Arbeitswelt (KDA) Baden, mit 
dem wir gemeinsam seit vielen Jah-
ren Fortbildungen planen und durch- 
führen: Mehrtägige Fortbildungen 
im Haus der Kirche in Bad Herren-
alb waren vorerst nicht mehr mög-

Arbeiten in Zeiten von Corona

Corona-Chaos 
im Terminkalender



ten von Corona
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lich. Gleichzeitig mussten wir die 
Form unserer Zusammenarbeit im 
Gremium umstellen- und die Bera-
tungsangebote für die rund 330 
MAVen in Baden sicherstellen. Ende 
März hatten wir erste Erfahrungen 
mit Videokonferenzen gesammelt 
(Skype, MS Teams), eine Notfallge-
schäftsordnung verabschiedet und 
ein Corona-Krisen-Konzept erar-
beitet und umgesetzt. Bestandteil 
des Konzeptes waren und sind unter 
anderem Arbeitsgruppen zu unse-
rer Beratungsarbeit mit den Schwer- 
punkten Kurzarbeit, Mehrarbeit und 
Gesundheitsschutz, die „Sonder-
seite zum Corona-Virus“ auf unserer 
Homepage sowie Überlegungen zur 
Weiterentwicklung unserer IT. 
 
Themen wie die MVG-Novellierung 
sind aufgeschoben, aber nicht auf-
gehoben. Andere, wie die Zusam-
menarbeit mit Gewerkschaften, sind 
in der Krise klarer geworden. Von 
Anfang an hat Ver.di aus meiner 
Sicht gute Arbeit geleistet, mit In-
formationen für Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer und profunder 
und nachhaltiger Lobby-Arbeit ge-
genüber der Politik. Zum Vergleich: 
Die Arbeitsrechtliche Kommission 
der Diakonie Deutschland (ARK 
DD) war und ist in der Krise stumm. 
Sie leistet sich zwar eine Home-
page mit Informationen der Dienst-
geber und Dienstnehmer, schaut 
man dort vorbei, findet man aber 
nur die Weihnachtsgrüße der Dienst- 
geber und Informationen der Dienst- 
nehmer zu Tarifabschlüssen aus dem 
Sommer 2019… (Stand Mitte Juni 
2020; wer sich das selbst anschauen 
möchte: www.diakonie-ark.de). 
Sprachlos in der Krise, zumindest 
was die Tarifarbeit angeht – das 
spricht nicht wirklich für den 3. Weg. 
 
 

Was sein wird, oder:  
wie geht es weiter? 
 
Wie es mit Corona weitergehen wird, 
weiß derzeit niemand. Gibt es eine 
Art Erholungsphase im Sommer, 
mit wenigen Infektionen und mil-
den Verläufen? Wie lange müssen 
wir in der Öffentlichkeit Masken 
tragen? Gibt es bald einen Impf-
stoff? Wir alle „fahren“ (planen) auf 
Sicht. Die ersten Deutschen ma-
chen allerdings schon wieder Ur-
laub auf Mallorca – in einer „Test- 
phase“ soll geschaut werden, ob 
das funktioniert: Urlaub (im Aus-
land) und Corona.  
 
Das ARD-Format „Hartaberfair“ 
nannte seine Sendung am 15.06. 
passend zum Thema „Der Sommer 
der Entspannung: Kann man das 
Virus erstmal vergessen?” 
 
Wir werden sehen….. . 
 
Im GA erarbeiten wir derzeit jeden-
falls Formate, um Delegiertenver-
sammlungen und den Austausch 
der Delegierten und der Mitarbei-

tervertretungen zumindest elektro-
nisch zu ermöglichen. Das erste 
„Webinar“ des KDA für MAVen fin-
det gerade statt. 
 
 
Zu guter Letzt 
 
Zur Sitzung der ARK am 27.05.2020  
per Skype hatten die Dienst- 
(Arbeit-)nehmer die Tischvorlage 
„Arbeitsrechtsregelung (AR) Corona- 
sonderzahlung“ eingebracht. Diese 
soll – analog zur Corona-Prämie für 
Pflegekräfte in der Altenhilfe – wei-
teren Berufsgruppen zugutekom-
men, die in der Krise wichtige und 
„systemrelevante“ Arbeit leisten, 
wie zum Beispiel die Erzieherinnen 
und Erzieher. Thematisiert wird 
diese Arbeitsrechtsregelung nun 
leider erst in der nächsten ARK-Sit-
zung im Juli. Wir bleiben dran! 
 
Florian Wolf



Immer mehr wird von Fällen auch 
außerhalb Chinas berichtet, die sich 
mit dem Sars Covid 19 Virus ange-
steckt haben. Dann eine Faschings- 
veranstaltung in Deutschland und 
das Virus breitet sich auch in Deutsch- 
land rasant aus. Tests, Quarantäne 
und der Versuch der Bundesregie-
rung, möglichst angemessen auf 
diese neue Situation zu reagieren. 
Bereits in der zweiten Märzwoche 
beschließt das Kabinett die Schlie-
ßung von Schulen und Kinderta-
geseinrichtungen ab dem 17. März 
2020 bis zum Ende der Osterfe-
rien. Vorerst. Zum Zeitpunkt des 
Entstehens dieses Artikels Ende 
Mai 2020 sind wir immer noch sehr 
weit weg von der Situation, wie sie 
vor Corona bestanden hat. In den 
Kitas werden Notgruppen für dieje-
nigen Kinder eingerichtet, deren 
beide Elternteile in kritischen Infra-
strukturen wie Polizei, Feuerwehr, 
medizinisches und pflegerisches 
Personal, Hersteller von für die Ver-
sorgung notwendigen Medizinpro-
dukten, Lebensmittelproduktion und 
Lebensmitteleinzelhandel, Müllab-
fuhr sowie Energie- und Wasserver-
sorgung arbeiten. Seit dem 4. Mai 
2020 wird der Schulbetrieb Schritt 
für Schritt stark eingeschränkt wie-
der aufgenommen. Der Präsenzun-
terricht wird vor allem für Schü- 
lerinnen und Schüler, die in diesem 
oder nächstem Jahr ihre Abschluss- 
prüfung ablegen werden, angebo-
ten.  
 
Ganz viele Eltern von betreuungs-
pflichtigen Kindern sind berufstä-
tig; auch in unserer Badischen Lan- 
deskirche sind viele Mitarbeitende 
derzeit mit der Herausforderung 
der Beschulung und Betreuung ihrer 
Kinder gefordert. 
 

Arbeitsstätten wurden vorüberge-
hend fast vollständig geschlossen. 
Da, wo es möglich ist, gilt seit Mitte 
März Homeoffice. Viele Mitarbei-
tende versuchen nun den Spagat 
zwischen Arbeiten im Homeoffice, 
sofern die technischen Vorausset-
zungen gegeben sind und der gleich- 
zeitigen Beschulung schulpflichti-
ger Kinder. Vor allem in der Verwal-
tung soll möglichst die telefonische 
Erreichbarkeit weiterhin gewähr-
leistet werden. Das ist für einige 
berufstätige Eltern jedoch einfach 
nicht möglich. 
 
In anderen Bereichen ist die Arbeit 
komplett weggefallen, da beispiels-
weise Kitas, Schulen und Tagungs-
häuser geschlossen wurden.  
 

Bei all diesen Veränderungen, die 
teilweise recht kurzfristig umge-
setzt werden mussten, um die ge-
setzlichen Vorgaben zu erfüllen, 
muss immer die MAV im Blick be-
halten werden. Im Rahmen der ge-
setzlichen Auflagen und um seiner 
Fürsorgepflicht den Mitarbeitenden 
gegenüber nachzukommen, kann 
der Arbeitgeber geeignete Maß-
nahmen ergreifen. Dabei werden 
jedoch Mitbestimmungsrechte der 
MAV, wie zum Beispiel die Mitbe-
stimmung bei der Aufstellung von 
Grundsätzen der Arbeitsplatzgestal- 
tung sowie bei der Einführung von 
Maßnahmen zur Verhütung von Un-
fällen und zur Abwehr gesundheit-
licher Gefahren tangiert. Ein gene- 
relles Verlagern der Arbeit aus den 

Mitbestimmungsrechte  
der Mitarbeitervertretung (MAV)  
in Zeiten von Corona
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Einrichtungen heraus (wo möglich) 
in den häuslichen Bereich zur Ver-
ringerung des Ansteckungsrisikos 
während der Arbeit ist natürlich eine 
Maßnahme der Abwehr von gesund- 
heitlichen Gefahren. Jedoch hat nicht 
jede/r die Bedingungen zu Hause, 
die benötigt würden, um gesund ar-
beiten zu können. Nicht jede/r hat 
ein eingerichtetes häusliches Büro 
und selbst wenn, sind da vielleicht 
noch die kleinen Kinder, die nicht 
in die Kita können, aber so viel 
Energie haben und beschäftigt wer-
den wollen. Hier tun sich andere 
Gefahren für die Gesundheit auf. 
 
Natürlich musste im März schnell 
reagiert und weitreichende Ent-
scheidungen getroffen werden. 
Jetzt – ca. 3 Monate später – ist es 
aber an der Zeit, genauer hinzu-
schauen und nachzubessern, wo es 
geht. Hierbei ist die MAV ganz be-
sonders gefordert und sollte selbst 
die Initiative ergreifen. Es ist damit 
zu rechnen, dass ein Arbeiten wie 
vor dem Ausbruch der Pandemie in 
Deutschland bis Jahresende 2020 
nicht möglich sein wird. 
 

Bevor ein Arbeitgeber Kurzarbeit bei 
der Agentur für Arbeit beantragen 
kann, muss dieser das Einverständ-
nis der betrieblichen Interessens-

vertretung einholen. Dies ist in der 
Arbeitsrechtsregelung zur Kurzar-
beit geregelt: 
t1p.de/1z80 
Hier heißt es unter anderem, dass 
der Mitarbeitendenvertretung 
schriftlich nachgewiesen wer- 
den muss, dass Kurzarbeit not-
wendig ist. Ist dies geschehen, 
muss eine Dienstvereinbarung ab-
geschlossen werden. Gemäß § 36 
MVG Baden können Dienstverein-
barungen nur im gegenseitigen Ein-
vernehmen abgeschlossen werden.  
Das bedeutet: Selbst wenn der Ab-
schluss unter einem gewissen Zeit-
druck steht, muss keine Seite ir- 
gendetwas unterschreiben, womit 
sie nicht einverstanden ist. Da 
Kurzarbeit ja dazu dienen soll, fi-
nanzielle Schwierigkeiten von Mit-
arbeitenden aufgrund der aktuellen 
Situation abzuwenden, kann in einer 
solchen Dienstvereinbarung sogar 
auch eine Aufstockung des Kurzar-
beitergeldes durch den Arbeitge-
ber auf 100 % des ursprünglichen 
Gehaltes vereinbart werden. Um 
dieses Ziel zu erreichen, wird eine 
MAV zäh verhandeln müssen. 
 
Ebenfalls geregelt werden muss, 
ob alle Mitarbeitende oder nur be-
stimmte Bereiche in Kurzarbeit ge- 
hen. Hier ist zu beachten, dass in 
der Regel die Leitungen und die 
Hausmeister nicht 100 % Kurzar-
beiten werden können, da die Ge-
bäude ja weiterhin beispielsweise 
beheizt und gelüftet werden müs-
sen und ggf. Gartenarbeit anfällt. 
Die Leitung hingegen hat weiterhin 
Aufgaben der Verwaltung wahrzu-
nehmen. 
 
Wie ist es aber mit der MAV? Die 
Arbeit der MAV wird nicht weniger 

 
Kurzarbeit im Arbeitsverhält-
nis bedeutet die vorübergehende 
Verringerung der regelmäßigen 
Arbeitszeit in einer Einrichtung 
aufgrund eines erheblichen Ar-
beitsausfalls. Von der Kurzar-
beit können alle oder nur ein Teil 
der Mitarbeitenden der Einrich-
tung betroffen sein. Die betrof-
fenen Mitarbeitenden arbeiten 
bei Kurzarbeit weniger oder 
überhaupt nicht.  
 
Kurzarbeit ist ein Instrument, um 
bei vorübergehendem Arbeits-
ausfall Kündigungen vermeiden 
zu können. Ein Verdienstausfall 
der Mitarbeitenden in Kurzarbeit 
kann teilweise durch das so ge-
nannte Kurzarbeitergeld, das 
unter bestimmten Vorausset-
zungen gewährt wird, ausgegli-
chen werden. 
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Mitbestimmungsrechte  
der Mitarbeitervertretung (MAV)  
in Zeiten von Corona

in Zeiten von Kurzarbeit. So müssen 
vielleicht Dienstpläne für die Beset-
zung von Notgruppen in Kitas oder 
der Einsatz von Reinigungskräften 
(wenn nicht fremd vergeben) von 
der MAV geprüft und genehmigt 
werden. MAV Mitglieder mit einer 
Freistellung fallen definitiv nicht 
unter die Kurzarbeit. Sie sind weiter 
mit dem Umfang der Freistellung 
zu beschäftigen und vom Arbeitge-
ber zu bezahlen, wie bisher. Was ist 
aber mit MAVen ohne Freistellung? 
Da es hier keine klare gesetzliche 
Regelung gibt, sollte die Arbeit die-
ser MAV-Mitglieder in der Dienst-
vereinbarung geregelt werden. So 
können die MAV Mitglieder von der 
Regelung der Kurzarbeit insoweit 
ausgenommen werden, dass sie mit 
einem Teildeputat ihren Aufgaben 
in der MAV nachkommen können. 
 
In der Dienstvereinbarung ist auch 
zu regeln, wann und wie die Kurz-
arbeit zurückgefahren und der Nor-
malbetrieb wieder aufgenommen 
werden kann. 
 
Wie bereits angesprochen, muss 
die MAV auch den Arbeits- und Ge-
sundheitsschutz im Blick haben. 
Normalerweise finden Begehungen 
durch den Arbeitsmediziner und 
die Fachkraft für Arbeitssicherheit 
statt, wenn Mitarbeitende Telear-

beit (Arbeit im häuslichen Umfeld 
in einem dort eingerichteten Büro) 
beantragt und genehmigt bekom-
men haben. D.h.: Der Arbeits- und 
Gesundheitsschutz ist seitens des 
Anstellungsträgers sichergestellt. 
 
Zudem gibt es Einrichtungen, in 
denen die MAV mit der Dienststel-
lenleitung eine Dienstvereinbarung 
zur Bürofreien Arbeit vereinbart hat. 
Hier obliegt der Arbeits- und Ge-
sundheitsschutz weitestgehend den 
Mitarbeitenden. Der Arbeitgeber 
muss lediglich explizit darauf hin-
weisen, dass Mitarbeitende diesen 
beachten müssen. Da bürofrei quasi 
überall gearbeitet werden kann (Ein- 
schränkungen je nach Tätigkeits-
gebiet), findet auch keine durch den 
Arbeitgeber veranlasste Prüfung 
eines Arbeitsplatzes statt.  
 
Die meisten diesbezüglichen – vor 
der Pandemie – abgeschlossenen 
Dienstvereinbarungen regelten die 
Arbeitserbringung so, dass der 
Großteil der Aufgaben in der Dienst- 
stelle und nur ein kleiner Teil büro-
frei erbracht werden konnte. 
 
Corona hat dies geändert. Mitarbei- 
tende, die sich durchaus vorstellen 
konnten, an nur einem Tag in der 
Woche vom Esstisch aus zu arbei-
ten, sind plötzlich gezwungen, dies 

an jedem Tag in der Woche (je nach 
Deputat) und für viele Wochen zu 
tun. Aufgrund der Pandemie kann 
auch nicht mehr gewählt werden, 
wo man arbeitet. Man arbeitet im 
häuslichen Umfeld, ohne dass die-
ser Bereich vom Arbeitsschutz ab-
genommen worden wäre. Vielleicht 
reicht nun der alte Rechner, an dem 
man bestimmte Tätigkeiten an einem 
Wochentag ohne Probleme erledi-
gen konnte, nicht mehr aus, um die 
Arbeit zu bewältigen. Wer stellt nun 
hier geeignetes Arbeitsmaterial? 
Von vielen Mitarbeitenden – vor 
allem in der Verwaltung – weiß ich, 
dass diese aus eigenen Mitteln einen 
neuen Laptop und anderes Equip-
ment gekauft haben, um den Betrieb 
für den Arbeitgeber am Laufen zu 
halten. Privat hätten sich viele diese 
Anschaffung gespart. Da diese Aus- 
stattung bereits teuer war, wird dann 
vielleicht an guten Büromöbeln oder 
wenigstens an einem guten Stuhl 
gespart. Gesundheitliche Probleme 
sind so vorprogrammiert. 
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Hier ein Appell an alle 

Arbeitgeber, die diesen  

Artikel lesen: 
 
Auch wenn die Pandemie den 

geplanten Haushalt völlig über 

den Haufen wirft und die Ver-

luste teilweise sehr deutlich 

spürbar sind, denken Sie bitte 

auch an Ihre Mitarbeitenden 

und welche finanzielle Heraus-

forderungen sich diesen stel-

len, damit der Dienstbetrieb für 

Sie als Arbeitgeber so gut wie 

möglich weiterlaufen kann.
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Abgesehen von den gesundheitli-
chen Aspekten handelt es sich um 
größten Teils neue Arbeitsmetho-
den, deren Einführung der Mitbe-
stimmung der MAV unterliegen. Es 
ist zu vermuten, dass die MAV in den 
allermeisten Fällen nicht beteiligt 
wurde. Nachdem jetzt etwas Ruhe 
eingekehrt ist, sollten Dienststel-
lenleitung und MAV ins Gespräch 
kommen. Die Leitung hat die Auf-
gabe, der MAV darzulegen, wie sie 
sich die Gestaltung der Arbeit für 
die kommenden Monate und viel-
leicht sogar Jahre vorstellt und hier- 

für vor Umsetzung bzw. Weiter- 
führung des in den vergangenen 
drei Monaten Gelebten die Zustim- 
mung der MAV einzuholen. Ein 
gut geeignetes Instrument ist hier 
der Abschluss einer Dienstverein-
barung. 
 
Sicherlich ist momentan für viele 
Dienststellenleitungen noch nicht 
so deutlich erkennbar, wo die Reise 
hingeht bzw. wie die Reise weiter-
geht. Es wird sicherlich teilweise 
deutliche Veränderungen für die 
Mitarbeitenden geben. Hier ist es 

wichtig, eine gut arbeitende, starke 
MAV zu haben, um alle Mitarbeitende 
mitzunehmen. Eine vertrauens-
volle und partnerschaftliche 
Zusammenarbeit zwischen 
MAV und Dienststellenlei-
tung ist zur Zeit wichtiger 
denn je. Mit anderen Worten:  
gelebte Dienst- 
gemeinschaft). 
 
Regina Richter 
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Corona und Mitbestimmung 
 
Im § 40 des MVG geht es im Absatz 
a) und b) um die Mitbestimmung 
im Bereich Arbeits- und Gesund-
heitsschutz im Betrieb/Dienststelle. 
Hier zeigt sich in Zeiten von Corona 
besonders deutlich, welche Wich-
tigkeit die Mitarbeit der MAVen zu 
diesem Thema hat. Geht es hier 
doch ganz konkret um den Arbeits- 
und Gesundheitsschutz, der Mitar-
beiter*innnen. 
 
In Zeiten von Corona wird beson-
ders deutlich wie wichtig Händewa-
schen, Desinfizieren und das Tragen 
des Mundschutzes für unseren Ei-
genschutz und den Schutz unseres 
Gegenübers ist. 
 
Dabei ist leider festzustellen, dass 
in vielen Einrichtungen der Arbeits- 
und Gesundheitsschutz bisher ver-
nachlässigt wurde und es keine 
ausreichenden Konzepte zu die-
sem Thema gibt (Sicherheitsbeauf-
tragte, ASA-Sitzungen, Gefährdungs- 
beurteilungen), auf die nun aufge-
baut werden könnte. 
 
Der Kommunikation im Betrieb 
kommt eine besonders wichtige 
Rolle zu. Damit die ganzen Maß-
nahmen einen sinnvollen Schutz 
entfalten können, ist es unerläss-
lich sich regelmäßig, mit den zu-
ständigen Beteiligten (Mitgliedern 
der ASA-Sitzung, bestehend aus 
MAV, Verantwortlichem der Dienst-
stellenleitung, den Sicherheitsbe-
auftragten, der Fachkraft für Arbeits- 
sicherheit) abzustimmen und die 
Vorgehensweisen zu koordinieren. 
 
Es nützt wenig nur einzelne Maß-
nahmen umzusetzen. Sie müssen 

in ein Gesamtkonzept eingebunden 
und mit allen Mitarbeiter*innen im 
Betrieb/Dienststelle kommuniziert 
werden. 
 
Auch Gäste und Besucher müssen 
in das Konzept eingebunden wer-
den; dabei ist unverzichtbar, die 
Maßnahmen kontinuierlich zu über-
prüfen und zu kontrollieren.  
 
Um all das umsetzen zu können be-
darf es einem engen Austausch 
zwischen MAV und Geschäftslei-
tung. 
 
Mathias Hammer 
 
 
 
 
 

Arbeits- und Gesundheits-
schutz auch oder gerade in 
Zeiten der Corona-Pandemie 
 
Der Betrieb in den Kindertagesstät-
ten wird allmählich wieder hochge-
fahren; Gottesdienste und weitere 
kirchliche Angebote sollen wieder 
möglich werden. 
 
Was bedeutet dies für den Arbeits- 
und Gesundheitsschutz unserer Kol- 
leginnen und Kollegen? Wie können 
sie bestmöglich geschützt werden? 
Diese Fragen wollen am Beispiel 
einer Kindertagesstätte ein wenig 
näher beleuchten.  
 
Klar ist, es gibt keinen – und es 
wird auch keinen – 100%igen Schutz 
geben, zumindest so lange nicht, 

Arbeits- und Gesundheitsschutz Corona
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bis ein sicherer Impfstoff vorliegt. 
Bis dahin müssen wir uns mit den 
Instrumentarien behelfen, die uns 
zur Verfügung stehen. Dreh- und 
Angelpunkt hierbei ist die Gefähr-
dungsbeurteilung; zwischenzeitlich 
sollten hoffentlich für alle Arbeits-
plätze allgemeine Gefährdungsbe-
urteilungen vorliegen. Was jetzt not- 
wendig ist, sind die an die Corona-
Pandemie angepasste – also anlass- 
bezogene – Gefährdungsbeurteilun- 
gen. Die Berufsgenossenschaften 
und auch der BAD GmbH (Berufs-
genossenschaftlicher Arbeitsmedi-
zinischer und sicherheitstechni- 
scher Dienst) haben hierfür Muster 
erarbeitet, die durchaus hilfreich 
sein könnten. 
 
Bei allen technischen Schutzmaß-
nahmen, wie z.B. der Einhaltung 
der Abstandsregelungen, muss uns 
bewusst sein, dass wir in den Kitas 
mit Kindern arbeiten und die tech-
nischen Schutzmaßnahmen (wenn 
überhaupt) nur eingeschränkt um-
gesetzt werden können. Hier müs-
sen wohl zusätzlich auch organisato- 
rische und personenbezogene Maß- 
nahmen getroffen werden. Dies 
wiederum bedeutet, dass für ein-
zelne Beschäftigte eine individuell 
erstellte Gefährdungsbeurteilung 
notwendig werden könnte. Die Er-
fahrungen der letzten Wochen und 
Monate haben gezeigt, dass je älter 
ein an Covid 19 erkrankter Mensch 
war, desto höher war die Wahr-
scheinlichkeit eines schwereren 
Verlaufs der Krankheit. Im Umkehr-
schluss bedeutet dies, dass organi-
satorisch versucht werden sollte, 
diesem Umstand Rechnung zu tra-
gen. Das gleiche gilt für sog. Risi-
kogruppen, wobei die Zuordnung 
zu Risikogruppen durchaus ein 

schwieriges Metier ist. Auch hier 
gilt eine Abwägung, die sich in der 
Gefährdungsbeurteilung darstellen 
lässt. Über den BAD gibt es hilfrei-
che Richtlinien, Atteste von behan-
delnden Ärzten können für eine Zu- 
ordnung nützlich sein. Eine andere 
Möglichkeit stellt sich über das 
Hinzuziehen des Arbeitsmediziners 
dar; dieser könnte – mit Einver-
ständnis der/des Mitarbeitenden – 
eine Bescheinigung hinsichtlich der 
Zugehörigkeit zu einer Risikogruppe 
ausstellen. Selbstverständlich gilt 
auch hier, dass keine Aussagen zu 
medizinischen Befunden – ohne Ein- 
verständnis der/des betroffenen 
Mitarbeitenden – an Dritte weiter-
gegeben werden dürfen.  
 

Wir im Gesamtausschuss ha- 
ben auf unserer Homepage 
ganz viele Informationen zum 
Thema publiziert. Dort ist auch 
ein Dokument mit einem Link zur 
BGW und einer Mustergefährdungs- 
beurteilung zu finden. Bitte holt 
euch die entsprechenden Informa-
tionen, um den Arbeits- und Ge-
sundheitsschutz gerade in diesen 
schwierigen Zeiten für eure Kolle-
ginnen und Kollegen umsetzen zu 
können. 
 
Ulrike Kutzner



M

Corona 
als 

Berufskrankheit

In unseren Arbeitsbereichen der Ju-
gend- und Behindertenhilfe, der Ein- 
gliederungshilfe, der stationären und 
ambulanten Altenhilfe, den Kinder-
gärten und natürlich Krankenhäu-
sern sind wir zurzeit einem erhöhten 
Ansteckungsrisiko durch das Coro-
navirus ausgesetzt. Alle Maßnah-
men wie Desinfektion, Mund-Nasen- 
Schutz oder FFP 2- Masken tragen 
und Abstand halten sowie schnelle 
Corona-Tests bei Verdachtsfällen 
können keine 100-prozentige Sicher- 
heit geben. Wachsamkeit und eine 
hohe Verantwortung jedes Einzel-
nen sind jetzt besonders wichtig. 
Die Schwierigkeit bei diesem Virus 
ist ja gerade, dass man auch Über-
träger sein kann, ohne selbst Symp- 
tome zu haben. Deshalb ist wichtig: 
Eine im beruflichen Umfeld er- 
worbene Infektion mit Covid-
19 wird von der Berufsgenos-
senschaft als Berufserkran- 
kung anerkannt. 
 
Das ergibt sich aus einem Merk-
blatt mit der Bezeichnung „BK 
3101“, welches im Internet zu fin-
den ist. Deshalb ist ein richtiges 
Vorgehen im Falle einer Infektion 
besonders wichtig: 
Sobald der Verdacht besteht, 
sich mit Covid 19 infiziert zu 
haben, hat man sich als Mitar- 
beitende/r sofort an die Ein-
richtuns- bzw. Dienststellen-
leitung zu wenden. 
 
Sollte in der Einrichtung das Virus 
schon vorhanden sein und damit 
eine „Ansteckung bei der Arbeit“ 
hätte passieren können, muss der 

Betriebsarzt und die BG (Berufsge-
nossenschaft) von der Einrichtungs- 
leitung informiert werden. 
 
Die Testung auf das Virus wird al-
lerdings, wie bei allen (also sowohl 
beruflich Exponierte als auch Pri-
vatpersonen) vom behandelnden 
Arzt bzw. vom Gesundheitsamt ver-
anlasst werden. 
 
Wichtig: Der veranlassende Arzt 
muss aber vermerken, dass es sich 
um einen BG-Fall handelt, damit 
die BG die Kosten für die Testung 
übernimmt. Ob und wie oft es eine 
„Routinetestung“ auf das Virus für 
unsere Einrichtungen geben wird, 
können wir nicht sagen. In der Po-
litik wird immer wieder darüber ge-
sprochen, aber bisher ist nichts 
Konkretes geregelt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Das Arbeiten mit Mund-Nasen-
Schutz, das allgemeine Infektions-
risiko, fortlaufende Veränderungen, 
Umsetzung in neue Arbeitsberei-
che, Kinderbetreuung zu Hause… 
das kann besonders Kolleginnen 
und Kollegen mit Vorerkrankungen 
psychisch stark belasten.  
 
Dafür hat die Berufsgenossenschaft 
ein Angebot zur telefonischen Kri-
senberatung eingerichtet. Dort kann 
man kostenfrei bis zu fünf telefoni-
sche Einzelberatungen bekommen. 
Informationen und ein Kontaktfor-
mular findet ihr dazu unter: 
www.bgw-online.de/ 
telefon-krisenberatung   
 
Susanne Eichler

Corona als  
Berufskrankheit

 
Wichtig für Sie:  
 
Da wir zum jetzigen Zeitpunkt 

nicht wissen, ob eine Person, die 

eine Covid-19-Infektion Infektion 

durchgemacht hat, möglicher-

weise deutlich später gesund-

heitliche Einschränkungen 

erfährt, ist es in jedem Fall gebo-

ten, dass die Erkrankung durch 

eine BK-Anzeige bei der zustän-

digen BG aktenkundig gemacht 

wird. Dies ist für evtl. später gel-

tend zu machende Ersatzansprü-

che wie beipielsweise Rentenan- 

sprüche wichtig. 
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Macht

Die unsichtbare Macht,  
die die Welt verändert

Die unsichtbare Macht, die die Welt verändert 
Corona oder „Carola“... wo kam sie her? 
Keiner weiß es mehr. 
Eine Pandemie sehen wir wie nie. 
Die ganze Welt ist auf den Kopf gestellt. 
Und sie kostet viel Geld. 
 
Die Regierung hat Macht, dass es kracht.  
Das hat keiner gedacht. 
Geschäfte, Schulen, Grenzen dicht... 
das gibt es nicht. 
Kirchen zu, Konzerte tabu,  
was gehört denn noch dazu? 
Der Rummel mit seinem Getummel... 
der Zoo... achso...  
Sport jeder Art hat man nicht ausgespart. 

 
Geschlossen ist geschlossen –  
wir alle sind verdrossen. 
 
Die Flieger sind vom Himmel gestürzt.  
Der Urlaub wird jetzt verkürzt. 
Die schwimmenden Städte sind auf dem Meer verweist 
Große Traumreisen liegen auf Eis. 
 
Alle bleiben drin – ich glaub, die spinn. 
Man hört kein Kinderlachen.  
Was die jetzt wohl machen? 
Ist das nur ein Traum?  
Ich glaub es noch kaum. 
Sie isoliert, was keiner kapiert. 
Alle haben Angst und sie macht manchen Zwang. 
 
Abstand ist die neue Moral,  
doch sie wird bald zu Qual,  
denn es ist nicht normal. 
Sie tötet die Schwachen  
und will uns bewachen. 
Wir können nicht mehr lachen.  
Was sollen wir machen? 
Den Mut nicht verlieren  
und weiter probieren. 
 
 
 
 
 
 

Carola öffnet eine neue Zeit,  
doch wir sind nicht bereit. 
Wir verwalten den Mangel  
und hängen an der Angel. 
 
Ich vergaß das Klopapier.  
Es wurde gehortet an allen Orten. 
Ja, habt ihr vergessen? 
Man kann es nicht essen. 
 
Nudeln, Dosen, „Desinfekt“  
waren plötzlich alle weg. 
Tauchen sie mal wieder auf…  
„Lasst den andern auch noch was!!!“ 
 
Mundschutz an aller Munde.  
Die Frage in die Runde… 
gehen wir sonst zu Grunde? 
 
Alles ist anders, wir kommen nicht hinterher,  
es fällt uns schwer,  
wir halten kaum Schritt,  
doch alle müssen mit. 
Die neue Realität…  
ich hoffe, das vergeht. 
 
Die vielen Selbstverständlichkeiten  
aus alten Zeiten, 
sie können uns nicht mehr begleiten. 
Die Nerven liegen blank,  
doch Gott sei Dank,  
sind wir noch nicht krank. 
 
Testen, testen, testen,  
das ist am Allerbesten. 
Kommt die große Pleite  
suchen wir das Weite... aber wohin? 
Wer jetzt die Geduld verliert  
hat den Ernst der Lage nicht kapiert. 
Es wird wieder anders, die Frage ist „wann“?  
Was machen wir bis dann? 
Weiterleben... 
 
 
 
Gedicht von Claudia Feldmann 
Hauswirtschaftliche Mitarbeiterin 
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Unter diesem Motto haben Kolle-
ginnen und Kollegen des Altenhilfe- 
zentrums Karlsruhe an einer Initia- 
tive von ver.di teilgenommen. Die 
aktuelle Zeit, in der wir in der Ge-
sellschaft große Aufmerksamkeit 
für unsere Arbeit in der Pflege und 
den andern sozialen Hilfefeldern 
bekommen, sollten wir nutzen um 
längst überfällige Forderungen nach 
mehr Anerkennung, besserer Aus-
stattung, mehr Personal und auch 
höheren Löhnen zu stellen. 
 
Sicher haben viele von euch schon 
in der Presse von diesen Forderun-
gen gelesen. Zum einen geht es dabei 
um eine Einmalzahlung von 1.500 € 
für alle Beschäftigten in der Pflege.  
Die vormalige Pflegekommission 
hat an die Bundesregierung die 
Empfehlung ausgesprochen, bun- 
desweit einen Anspruch auf diese 
Sonderprämie für alle Beschäftigten 
in der stationären und ambulanten 
Pflege zu regeln und damit die be-
sonderen Belastungen durch die 
Corona-Krise anzuerkennen.  
 
Die geplante Prämie für die Pflege-
betriebe in Deutschland ist insbe-
sondere ein Erfolg der ver.di-Tarif- 
initiative für allgemeinverbind-
liche Regelungen in der Alten-
pflege. Vorbild ist ein Tarifabschluss 
über die Prämie mit der Bundesver-
einigung der privaten Arbeitgeber 
in der Altenpflege. 
 
Der Bund hat nun die Emp-
fehlung der Pflegekommission  
umgesetzt. Der Anspruch ist 
gesetzlich geregelt und gilt 
trägerunabhängig.  
 

Wir bleiben für 
euch hier… 
 
…und dafür 
brauchen wir
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Unsere Forderungen an die 
Politik sind: 
 1.500 € Einmalzahlung (haben  

wir für die Pflege erreichen) 
 Anerkennung für alle Kolle- 

ginnen und Kollegen in un- 
seren Häusern 

 Regelmäßige Covid-19 Tests 
 mehr Atemschutzmasken und  

Desinfektionsmittel 
 Ausreichend Ruhezeiten 
 Bessere Personalbesetzung 
 Mehr Zeit für Bewohner und 

weniger Bürokratie 
 500 € Zulage 
 Und wichtig: „Denkt an uns  

auch nach der Krise!“ 
 
Als zweite Forderung gibt es eine 
Initiative, dass alle Berufsgruppen, 
die jetzt in besonderer Weise gefor-
dert sind und dazu zähle ich alle 
im BLV, die jetzt im Dienst sind, 
eine monatliche Zulage von 500 s€ 
bekommen, solange diese Krise 
andauert. Dazu braucht es aber 
eine tarifliche Regelung über un-
sere Arbeitsrechtliche Kommission 
und somit eine gesicherte Refinan-
zierung. Bisher ist die Kommission 
noch nicht tätig geworden. Die Ar-
beitnehmervertreter werden sich 
aber im Mai (per Videochat) treffen 
und beraten, wie diese Forderung 
mit Leben gefüllt werden kann. 
 
Der Gesamtausschuss und weitere 
Gremien von Diakonie und Caritas 
haben dazu die Kirchen und ihre 
Wohlfahrtsverbände aufgefordert, 
diese Forderung zu unterstützen. 
Hier in Baden ging ein diesbezügli-
cher Brief direkt an den Vorsitzen-
den des Diakonischen Werkes und 
den Evangelischen Oberkirchenrat.  
 
Susanne Eichler
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Die Bundesregierung hat zum 01. 
Januar 2020 beschlossen, für die 
Ausbildungsberufe in der Alten-, 
Kranken- und Kinderkrankenpflege 
eine neue Ausbildungsordnung zu 
erlassen. Der Grundgedanke dabei 
ist, dass alle eine gleichwertige 
Ausbildung bekommen und damit 
in der Lage sind, auch überall ar-
beiten zu können. 

 

Wichtig: alle bereits 
begonnenen Ausbil-
dungen werden  
nach dem „alten“ 
Ausbildungsgesetz  
zu Ende geführt. 
 
 
 

Was bleibt gleich: 
 
 die Ausbildung dauert 3 Jahre in  

Vollzeit (bis 5 Jahre in Teilzeit). 
 
 Voraussetzung ist ein Realschul- 

oder gleichwertiger Abschluss. 
Auch zulässig ist ein Haupt-
schulabschluss mit 2-jähriger 
abgeschlossener Berufsausbil-
dung / bzw. die 1-jährige Hel-
ferausbildung. 

 
 die Ausbildung ist dual und findet 

in einer geeigneten Einrichtung  
und einer Schule statt. 

 
Was ist neu: 
 erstmals besteht der Anspruch  

auf eine angemessene Ausbil- 
dungsvergütung (gibt es bei uns  
schon immer – aber private Häu- 
ser haben teilweise nichts ge- 
zahlt). 

 

 die ersten beiden Jahre sind  
„generalistisch“ ausgerichtet, d.h.  
der Lehrstoff ist für alle gleich,  
egal wo sie die Ausbildung 
machen 

 
 im dritten Jahr kann man die  

„Generalistik“ weiterführen und 
wird dann Pflegefachfrau/Pflege- 
fachmann oder man spezialisiert 
sich auf Alten- oder Kinderkran-
kenpflege (siehe auch grünes 
Kästchen).  

 
 Es wurden sogenannte „vorbe- 

haltene Tätigkeiten“ für Fach- 
kräfte definiert: Erhebung und 
Feststellung des Pflegebedarfs, 
Organisation, Gestaltung und 
Steuerung des Pflegeprozesses, 
Analyse und Entwicklung der 
Qualität der Pflege – doch was 
diese Schlagwörter in der Praxis 
bedeuten, ist noch ziemlich un-
klar. 

  

 Nach dem 2. Ausbildungsjahr wird 
es eine Zwischenprüfung geben, 
die in Baden-Württemberg auch 
als Anerkennung zur „Pflegeas-
sistenz“ vorgesehen ist. Die Ge-
fahr ist hier, dass Pflegeassisten- 
ten keine Fachkräfte sind, aber 
auf den Fachkraftschlüssel an-
gerechnet werden können. 

 
 Es gibt eine Mindestvorgabe zum 

Umfang der Praxisanleitung: 
zehn Prozent der praktischen 
Ausbildungszeit müssen ange-
leitet werden. Grundlage ist ein 
strukturierter Ausbildungsplan. 
Außerdem müssen die Praxis-
anleiter entsprechend geschult 
werden und ausreichend Zeit 
bekommen. 

 

Reform der  
Pflegeausbildung      
 

Alles Wichtige im Überblick
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 Im ersten Ausbildungsjahr entfällt 
eine Anrechnung auf den Stellen- 
schlüssel, dank einer gezielten 
Kampagne von unserer Gewerk- 
schaft ver.di. In Krankenhäusern 
und Pflegeeinrichtungen wer-
den die Schüler danach mit 9,5 
zu 1 auf den Fachkraftschlüssel 
angerechnet. Allerdings sollen 
sie nicht mehr auf den Dienst-
plänen stehen und bei der tägli-
chen Besetzung mitgezählt wer- 
den. Ob das in der täglichen 
Praxis klappt, wird die Zukunft 
zeigen. 

 
Beispielhafte Darstellung der 
Einsatzzeiten und Orte 
 
In den gelb markierten Monaten 
sind die Azubis in der Einrichtung, 
hier exemplarisch am Beispiel der 
stationären Altenhilfe. Die Vertei-
lung ist zeitlich geschätzt.  
 

AH = Altenhilfe 
KH = Krankenhaus 
AmP = Ambulante Pflege 
KKP = Kinderkrankenpflege 
Psy = Psychiatrie 

Hier muss die Politik 
nachbessern: 
 
 In der neuen Prüfungs- 

ordnung wird bisher die 
Altenpflege deutlich 
abgewertet. Die Absol-
venten müssen z.B. nur 
über ein „ausreichendes“ 
Verständnis im Pflegepro- 
zess verfügen, wohinge- 
gen in der Kranken- und 
Kinderkrankenpflege ein 
„breites“ Verständnis ge-
fordert wird. So könnte 
es sein, dass vermeintlich 
„schwächere“ Schüler in 
die Spezialisierung ge-
drängt werden. Diese Aus- 
bildung befähigt aber nicht  
gleichberechtigt zum Ar-
beiten z.B. im Kranken-
haus. 

 
 Parallel zur Pflegeausbil- 

dung soll es auch ein Pfle- 
gestudium (3 Jahre) ge- 

ben. Was die Absolventen 
dieser Studiengänge später 
mehr oder besser machen 
sollen, ist unklar. Außer-
dem ist hier keine Ver-
gütung vorgesehen, ob- 
wohl der Anteil in der Pra- 
xis mit 2100 Stunden (Pfle- 
geausbildung = 2300 h) 
fast gleich hoch ist. Zu-
sätzlich gelten sie in den 
Einrichtungen während 
ihrer Praxiseinsätze nicht 
als Mitarbeiter und unter-
liegen damit auch nicht 
dem Schutz durch eine 
Mitarbeitervertretung 
oder einen Betriebsrat. 

 
 Die Anrechnung der Aus- 

zubildenden auf den Fach- 
kraftschlüssel muss min-
destens auch im zweiten 
Jahr entfallen, da die 
Schüler aufgrund der vie-
len Pflichteinsätze kaum in  
der Einrichtung tätig sind. 
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Fazit 
 
Der Fachkräftemangel ist nicht nur 
in der Pflege gegenwärtig, aber hier 
ist die Politik aufgrund der breiten 
öffentlichen Debatten bereit, etwas 
zu tun. Ist das nun der große Wurf? 
Leider nein. So richtig es auch ist, in 
der Pflege gleiche Ausbildungsbe-
dingungen zu schaffen, so tückisch 
sind doch die kleinen Details.  
 
 Wir haben zu wenig Fachkräfte?  

Machen wir uns halt welche. Wir 
rechnen die Schüler ab dem 2. 
Jahr dazu und zusätzlich die „Pfle- 
geassistenten“, die wir ja immer 
dann haben, wenn ein Schüler 
nach der Zwischenprüfung die 

Ausbildung nicht weitermacht. 
Und diese Fachkräfte sind dann 
auch noch viel billiger – ein tolles 
Geschäftsmodell. Da helfen auch 
nicht die „vorbehaltenen Tätig-
keiten“ – nur als 3-jährig Exami-
nierter oder mit Pflegestudium 
darf man den Pflegeprozess 
steuern – wenn nicht gleichzeitig 
der Stellenschlüssel von 50:50 
(Fachkraft:Helfer) neu festge-
legt wird. Die Spirale nach unten 
dreht sich weiter.  

 
 Was wirklich helfen würde ist  

eine bessere Personalbe-
messung, mehr Geld für Pfle-
gehelfer und sicher auch eine 
35-Stunden-Woche mit mindes-

tens 8 freien Tagen pro Monat 
bei Vollzeit.  

 
 Für die Krankenhäuser gibt es  

mit ver.di gerade eine Aktion, 
dass Pausenzeiten als Arbeits-
zeit bezahlt werden müssen. Es 
liegt an uns, ob auch wir unsere 
Forderungen laut-stark und gut 
organisiert vertreten wollen. 
 

Susanne Eichler 
 
 
 
 
ver.di-Themenseite  
Reform der Pflegeausbildung 
www.pflegeausbildung.verdi.de 

Zu einer guten P昀ege 
gehört das ganze Team 
Zu einer guten P昀ege 

gehört das ganze Team 
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Auf jeden Fall ... 
... ja, da kann ich  

Sie  gut verstehen. W
ir  

finden eine Lösung ...  
Sie sind nicht  

allein!

Ich freu’ 
m

ich auf die 
W

erkstatt!
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Letztens ging ich an einem Buchla-
den mit religiösen Büchern vorbei, 
als ich einen „Hupe, wenn du Jesus 
liebst“ Stoßstangenaufkleber sah. 
Ich war gut aufgelegt und weil ich 
gerade von einer gelungenen Kir-
chenchoraufführung kam, kaufte 
ich mir einen Sticker und klebte ihn 
auf meinen Wagen. 
 
Man bin ich froh, dass ich das 
gemacht habe! 
 
Die nachfolgende Begebenheit ge-
hörte zum Aufregendsten, was mir 
je widerfahren ist. Ich musste an 
einer roten Ampel stehen bleiben 
und während ich gerade über den 
Herrn und seine Güte nachdachte, 
wurde die Ampel grün, ohne dass 
ich es bemerkte. Da war es gut, 
dass auch jemand anderes Jesus 
liebte, denn hätte er nicht gehupt, 
wäre mir wohl nie aufgefallen, dass 
viele Menschen Jesus liebten! 
 
Während ich da so stand, fing der 
Typ hinter mir wie wild zu hupen an 
und er lehnte sich aus dem Fenster 
seines Wagens und schrie „Bei 
Gott vorwärts, vorwärts“. Wie über-
schwänglich dieser Mann doch 
liebte! Alle fingen zu hupen an und 
ich lehnte mich ebenso aus dem 
Fenster und winkte und lächelte 
diesen vielen Gläubigen zu. Ich 
hupte sogar mehrmals um an ihrer 
Liebe teilzuhaben. 
 
Ich sah einen andren Mann, der mir 
mit dem ausgestreckten Mittelfin-
ger zuwinkte. Ich fragte meinen 
Enkel auf dem Rücksitz, was denn 
das zu bedeuten habe und er 
meinte, es wäre wahrscheinlich ein 
hawaiianischer Glücksgruß oder 
so. Nun, ich habe noch nie jeman-

den aus Hawaii getroffen, also gab 
ich ihm den Gruß zurück. Mein 
Enkel brach in Gelächter aus, of-
fensichtlich genoss auch er diese 
religiöse Erfahrung. Einige Leute 
waren so gefangen in der Freude 
des Augenblicks, dass sie aus dem 
Wagen stiegen und zu mir kamen. 
Ich wette, sie wollten wissen wel-
che Kirche ich besuche, oder sie 
wollten einfach nur mit mir beten, 
aber da bemerkte ich die grüne 
Ampel. Ich winkte also noch einmal 
lächelnd meinen Brüdern und 
Schwestern zu und fuhr weiter. 
 
Mir fiel noch auf, dass ich der ein-
zige Wagen war, der es über die 
Kreuzung schaffte, bevor es wieder 

rot wurde. Ich war ein wenig trau-
rig, dass ich diese Leute nach all 
der Gottesliebe, die wir miteinan-
der genossen hatten verlassen 
musste, also fuhr ich langsamer, 
lehnte mich noch einmal aus dem 
Fenster und winkte ihnen ein letz-
tes Mal den hawaiianischen 
Glücksgruß zu, während ich davon-
fuhr. 
 
Lobe den Herrn für solch wun- 
derbare Menschen!     
 
Verfasser unbekannt 
 
 
(Abdruck mit freundlicher Genehmi-
gung durch die Kirchengewerkschaft)

Hupe,  
wenn du  
Jesus liebst
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Christina Müller ist neu beim Kirchlichen 
Dienst in der Arbeitswelt, KDA

Am 15. Januar habe ich meinen 
Dienst beim Kirchlichen Dienst in 
der Arbeitswelt, KDA, der Evange-
lischen Landeskirche in Baden be-
gonnen. Einen guten Einblick in die 
Fortbildungsangebote für Mitarbei-
tervertretungen des KDA und des 
GA habe ich Mitte Januar bekom-
men: beim MAV-Grundkurs I im Ja-
nuar im Haus der Kirche in Bad 
Herrenalb. Und auch an der Teamer- 
Sitzung Anfang März, habe ich teil-
genommen und wurde von allen 
herzlich begrüßt. 

 
Die Möglichkeit, Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer vor Ort, in Kitas, 
Schulen, Service- und Verwaltungs- 
ämtern in den Kirchenbezirken, 
Pfarrgemeinden und Diakonischen 
Werken kennenzulernen hatte ich 
bereits in meiner vorherigen Dienst- 
stelle: als Presse- und Öffentlich-
keitsbeauftragte der Evangelischen 
Kirche in Karlsruhe. Und auch die 
MAV-Arbeit wurde mir dort vorge-
stellt. 
 

Ein Teil meines Dienstauftrags beim 
KDA ist, gemeinsam mit dem Tea-
mer-AK Schulungsangebote für die 
MAV-Mitglieder zu entwickeln und 
zu organisieren. Mich interessiert 
sehr was Sie brauchen, was für Sie 
gerade besonders wichtig ist, bei 
welchen Fragen und Themen Sie 
Unterstützung und Angebote brau-
chen.   
 
Seit Mitte März ist durch die Co-
rona-Pandemie jetzt alles anders 
als geplant. Das ist eine Herausfor- 

 
derung für mich und alle, die die 
Fortbildungsarbeit für MAVen ver-
antworten.  
 
Wir nutzen jetzt die Zeit zum inten-
siven Austausch untereinander und 
mit den Teamern zur Weiterent-
wicklung unserer Angebote, vor al- 
lem auch im digitalen Bereich. 
Dass das so gut funktioniert liegt 
an der Offenheit von Ihnen und 
euch allen.  
 

Und so wird der MAV-Grundkurs II 
im Juni als Webseminar/Onlinese-
minar stattfinden. Dass ich hier da- 
bei bin ist, eine weitere gute Gele-
genheit für die Einarbeitung in das 
Themenfeld Dienst- und Arbeits-
recht. Dass mir der Start hier beim 
KDA gut gelungen ist, liegt an der 
Unterstützung von allen Seiten und 
besonders der von Katja Stange 
und Sabine Will. Katja Stange wird 
auch weiterhin mit einem Deputat 
von 25 Prozent ihrer Arbeitszeit im 
Bereich der MAV-Schulungen mit- 

 
arbeiten. Daneben ist auch Walter 
Berroth ein guter Lehrer für die Ein-
arbeitung in das Fachgebiet Arbeits- 
recht. Sie sind meine Mentoren 
und dafür bin ich sehr dankbar. 
 
Ich freue mich auf die Begeg-
nungen mit Ihnen 
und Euch.  
 
Herzliche Grüße 
 
Ihre/Eure  
Christina Müller
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§
Die Veränderung unserer Arbeits-
vertragsrichtlinien (AVR) hat zum 
01.01.2020 ein Recht auf unbe-
zahlte Urlaubstage aufgenommen. 
Die dafür getroffenen Regelungen, 
die auch für die AVR- Baden gelten, 
möchten ich euch hier im Einzelnen 
erklären. 
 
Im §29 Buchst. b AVR steht:  
Man kann bis zu drei unbezahlte 
Urlaubstage (auch ohne Grund 
wie z.B. einen pflegebedürftigen An- 
gehörigen) beantragen:  
 Wenn man mindestens seit 10  

Jahren in seiner Einrichtung be- 
schäftigt ist 

 die Tage müssen bis zum 31.  
August des Vorjahres beantragt  
werden 

 der Dienstgeber kann nur aus  
dringenden betrieblichen Grün- 
den bis 2 Monate nach dem An- 
trag (also bis zum 31. Oktober)  
ablehnen  

 für die Verteilung der Wahltage  
gelten die betrieblichen Bestim- 
mungen wie für die Urlaubsan- 
sprüche  

 nicht genutzte Wahltage können 
nicht ins Folgejahr übertragen  
werden 

 
Diese Regelungen ergeben sich un-
mittelbar aus dem Gesetzestext. Aus 
der Kommentierung dazu lässt sich 
weiterhin feststellen: 
 es ist möglich, die Wahltage zu  

beantragen, aber dann doch  
nicht zu nutzen 

 wenn man die Wahltage bean 
tragt, muss man sich noch nicht  
auf ein Datum, wann man sie im  
nächsten Jahr nehmen will, fest- 
legen 

 die Tage müssen nicht zusam- 
menhängend genommen werden. 

Der meines Erachtens wichtigste 
Teil dieses Gesetzes steht ganz 
zum Schluss: Man kann durch 
eine Dienstvereinbarung auch 
Abweichendes regeln. 
 
Wie ist nun diese Gesetzes-
änderung zu bewerten? 
 
Ein Recht auf unbezahlte Urlaubs-
tage... in vielen Einrichtungen war 
es sicher bisher schon möglich, 
zum Beispiel bei familiären Notfällen 
oder einer länger geplanten Reise, 
für einige Zeit ohne Lohnfortzahlung 
frei zu bekommen. In diesen Fällen 
ist das neue Gesetz eher ein Klotz 
am Bein, weil mit den Regelungen 
plötzlich Hürden aufgebaut wurden, 
die keiner gebraucht hätte.  
 
In anderen Einrichtungen, in denen 
eine unbezahlte Freistellung bisher 
nicht üblich war, könnte man diesen 
neuen Paragrafen jetzt zum Anlass 
nehmen, mit dem Dienstgeber über 
dieses Thema zu sprechen. Dann 
sollte man aber auch über die Prak-
tikabilität der vom Gesetz vorgege-
benen Zeiträume nachdenken. Wer 
eine Dienstvereinbarung zur Urlaubs- 
regelung abgeschlossen hat, könnte 
hier ergänzen. Im Falle meiner Ein-
richtung werden wir darüber spre-
chen, die Fristen mit der Urlaubs- 
beantragung gleichzustellen. Das 
macht für uns viel mehr Sinn.  
 
Wichtig ist in meinen Augen auch, 
mit den Kolleginnen und Kollegen 
darüber zu sprechen, was überhaupt 
gewünscht ist. Vielleicht gibt es ja 
gar keinen Bedarf an einer Rege-
lung zu unbezahltem Urlaub, z.B. weil 
es eine gute Arbeitszeitkontenre-
gelung gibt – man also auch leicht 
bezahlt frei nehmen kann. Denn 

eines ist wichtig – unbezahlter Urlaub  
ist für einige Tage im Jahr sicher un-
problematisch. Wer aber über län-
gere Strecken unbezahlt frei neh- 
men will, sollte dabei bedenken, 
dass dadurch auch Rentenansprü-
che verloren gehen, sich die Jahres- 
sonderzahlungen verringern usw. 
 
Die Kollegen mit Dienstplänen soll-
ten auch mit dem Dienstgeber klä-
ren, wie unbezahlter Urlaub im 
Dienstplanprogramm eingetragen 
wird. Richtig wäre, mit einem Kür-
zel (z.B. uU) an den entsprechen-
den Tagen die durchschnittliche 
individuelle tägliche Arbeitszeit zu 
hinterlegen und die Lohnminderung  
unabhängig davon zu dokumentie-
ren. Wenn an den Tagen nicht die 
entsprechende Arbeitszeit ange-
rechnet wird, würde man in Minus-
stunden kommen und müsste die 
Zeit später wieder rausarbeiten, 
ohne dass man den entsprechen-
den Lohn dafür bekommen hat. 
Also – sprecht mit euren Leitungen 
darüber und kommuniziert das mit 
den Kolleginnen und Kollegen. 
 
Fazit: In meinen Augen sollte die-
ses Gesetz eine Großzügigkeit der 
Dienstgeber symbolisieren, die bei 
genauer Betrachtung aber nicht 
vorhanden ist. Eine gelebte unbe-
zahlte Freistellung vom Dienst ist 
viel mehr wert als dieser erzwun-
gene und überregulierte Paragraf. 
Also macht vom letzten Satz des 
Gesetzes Gebrauch und diskutiert 
mit eurer Leitung darüber, wie un-
bezahlter Urlaub im Unternehmen 
geregelt werden kann. Denn das 
wiederum macht Sinn. 
 
 
Susanne Eichler

Neuer Paragraf im AVR 
 

§29 b AVR – Wahltage 



Der AufhebungIn jeder Situation richtig zu beraten 
– das ist ein Anspruch, dem wir als 
MAV jeden Tag ein bisschen mehr 
gerecht werden wollen. Natürlich 
sind wir keine Rechtsanwälte. Und 
das müssen wir auch nicht sein. 
Denn zum Glück gibt es Fachzeit-
schriften wie die ZMV, deren Arti-
kel zum Aufhebungsvertrag in der 
Ausgabe 1/2020 die Grundlage für 
diesen Artikel ist – aus dem „Fach-
chinesisch” übersetzt.  
 
Ein Aufhebungsvertrag ist, wie der 
Name schon nahelegt, die Aufhe-
bung des Arbeitsvertrags. Das kann 
einerseits vom Mitarbeiter ausge-
hen, der unabhängig von der 
gesetzlichen Kündigungsfrist das 
Unternehmen verlassen will (um 
z.B. ein neues Arbeitsverhältnis zu 
beginnen). Aber es gibt auch für 
den Arbeitgeber die Möglichkeit, 
einen Aufhebungsvertrag anzubie-
ten.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Grundsatz eines Aufhebungsvertra-
ges ist das Gebot des fairen 
Verhandelns gemäß § 241 Abs. 
2 BGB. Dies bedeutet: Das Aushan-
deln des Aufhebungsvertrages fin-
det i.d.R zeitgleich mit dem Ab- 

schluss eines neuen Vertrages 
statt. 
 
Dieses Prozedere verpflichtet dazu, 
dass der jeweils andere nicht unfair 
behandelt werden darf. Und da wir 
uns als Mitarbeiter in einer „Abhän-
gigkeitssituation“ befinden, sind 
hier besonders an das Verhalten 
des Arbeitgebers hohe Ansprüche 
zu stellen.  
 
Meist unproblematisch ist es, von 
Seiten des Mitarbeiters das 
Arbeitsverhältnis beenden zu wol-
len. Man hat sich zu einigen: 
 
  über den Zeitpunkt, an dem der  
     Arbeitsvertrag endet 
 
  wie mit noch vorhandenen Plus-  
     oder Minusstunden umgegan- 
     gen werden soll 
 
  was mit noch vorhandenen 
     Urlaubstagen passiert 
 
  und wie zum Beispiel mit offe- 
     nen Arbeitsaufgaben, der Rück- 
     gabe von Betriebseigentum oder 
     anderem 
 
umgegangen werden soll. Da von 
Seiten des Mitarbeiters das Inte-
resse darin liegt, schnell und unkom- 
pliziert aus dem Arbeitsverhältnis 
zu kommen, können Kompromisse 
und kleine Zugeständnisse an den 
Arbeitgeber durchaus akzeptabel 
sein. Wenn nicht, dann muss man 
halt bis zur gesetzlichen Kündi-
gungsfrist weiterarbeiten. Doch der 
Fall, dass die Bedingungen, die der 
Arbeitgeber anbietet, zu schlecht 
sind, kommt kaum vor. Denn wenn 
der Mitarbeiter nicht aus dem Ver-
trag entlassen wird, ist die Gefahr 

groß, dass dieser sich durch eine 
Krankschreibung von der Arbeits-
pflicht entbinden lässt. Und dann 
muss man ihn bezahlen, ohne 
etwas davon zu haben. 
 
Anders verhält es sich, wenn der 
Arbeitgeber von sich aus einen 
Aufhebungsvertrag anbietet. Das 
kommt dort vor, wo eine reguläre 
Kündigung ausgeschlossen ist. Al-
lein dies sollte zu denken geben. 
Prof. Dr. Jacob Joussen schreibt:  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Aufhebungsvertrag

 
Ein Aufhebungsvertrag ist 
der Abschluss eines neuen 
schriftlichen Vertrages. 
Man muss sich darüber eini-
gen, wie das bestehende 
Arbeitsverhältnis beendet 
werden soll. Ein Anspruch, 
einen Aufhebungsvertrag ab- 
zuschließen, besteht aber 
von beiden Seiten nicht. 

 
„Genau dieses Gebot des 
fairen Verhandelns wird 
missachtet, wenn die  
Entscheidungsfreiheit der  
anderen Partei in einer 
Weise beeinflusst wird, die 
nicht gebilligt werden kann...  
wenn eine psychische 
Drucksituation geschaffen 
oder ausgenutzt wird, die 
eine freie und überlegte  
Entscheidung des Vertrags-
partners erheblich erschwert 
oder gar unmöglich macht.“

 
 
 
 A
 
 
Zwischen _____________

(Name und Adresse des A

und 
 
Herrn/Frau __________

wohnhaft ____________
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gsvertrag
In dem Artikel (ZMV 1/2020 Seite 
15-18) werden folgende Beispiele 
für solch eine unfaire Verhand-
lungssituation genannt: 
 
  viele Arbeitgebervertreter sitzen 
     einem betroffenen Mitarbeiter  
     gegenüber 
 
  die Situation erinnert mehr an  
     ein Verhör als ein gleichberech- 
     tigtes Miteinander 
 
  im Gespräch ist erkennbar,  
     dass der Mitarbeiter die Trag- 
     weite des Gespräches nicht er- 
     kennt, fahrig und unkonzen- 
     triert ist 
 

  der Mitarbeiter besitzt nicht ge- 
     nügend Deutschkenntnisse, um  
     alles zu verstehen und für seine  
     Rechte entsprechend eintreten  
     zu können 
 
  der Mitarbeiter wird mit dem  
     Angebot eines Aufhebungsver- 
     trages überrumpelt und hat  
     keine Zeit (und sie wird ihm  
     auch nicht angeboten), sich auf  
     die neue Situation einzustellen 
 
Wird das Gebot des fairen Verhan-
delns vom Arbeitgeber missachtet, 
ist ein Schadensersatzanspruch 
möglich: Der Aufhebungsvertrag 
kann für ungültig erklärt werden. 

Dazu ist es aber unbedingt notwen-
dig, Klage vor dem Arbeitsgericht 
einzureichen, wie bei einer Kündi-
gung auch. Als erster Ansprech-
partner bietet sich hier die MAV an. 
Allerdings nur solange der Kollege 
oder die Kollegin noch Mitarbeiter 
ist. Unser Rat sollte selbstver-
ständlich lauten, sich umgehend 
von einem Anwalt beraten zulas-
sen.  
 
Deshalb hier mein dringender Rat: 
schließt eine Arbeits-Rechts-
schutzversicherung ab und ratet 
dies auch euren Kolleginnen und 
Kollegen. Das kann man z.B. auch 
durch eine Mitgliedschaft in einer 
Gewerkschaft wie ver.di tun, die 
übrigens keine „Wartezeit“ ver-
langt, bis sie in einem dringenden 
Fall für einen tätig wird. 
 
Susanne Eichler

Aufhebungsvertrag 

_________________________________________________________ 

Arbeitgebers)  
- nachfolgend „Arbeitgeber” genannt - 

 

__________________________________________________________ 
 

__________________________________________________________ 

- nachfolgend „Arbeitnehmer/-in” genannt -
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MVG Novellierung – derzeitiger Stand 
oder 

der Versuch, die Dinge noch einmal  
zusammenzufassen...

„Arbeitnehmer sind von ihrem Ar-
beitsplatz abhängig, denn nur durch 
ihr Gehalt können sie ihren Lebens-
unterhalt verdienen. Und sie sind 
innerhalb des Arbeitsverhältnisses 
abhängig, denn der Arbeitgeber be-
stimmt einseitig im Rahmen seines 
Direktionsrechtes, wann und wo wel- 
che Tätigkeiten zu verrichten sind. 
Vor allem durch die Festlegung der 
Arbeitszeit wird die Lebensführung 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer unmittelbar beeinflusst, wenn 
nicht sogar maßgeblich bestimmt. 
Betriebliche Mitbestimmung ist der 
Versuch, die strukturelle Un-
gleichheit zwischen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer/innen abzumil-
dern… Deshalb haben Betriebs- 
und Personalräte mitzubestimmen 
bei der Festlegung der Lage der 
Arbeitszeit, bei Umsetzungen und 
Versetzungen und vielem mehr.“ 
 
Dies ist ein Zitat von Bernhard Bau-
mann-Czichon aus seiner Denk-
schrift „Kirchliche Mitbestimmung 
im Vergleich“. Er bezieht sich hier 
auf die Schaffung des Betriebsver-
fassungs- und später des Personal-
rätegesetzes. In seinem Ursprung 
1920 in Kraft gesetzt, wurden das 
BetrVG nach einer Unterbrechung 
in der Nazizeit 1952 wieder neu be-
schlossen und 1972 noch einmal 
reformiert.  
 
Gemäß Artikel 140 unseres Grund-
gesetzes in Verbindung mit Artikel 
137 der Weimarer Reichsverfassung 
hat die Kirche in Deutschland 
bis heute das Recht, seine inneren 
Angelegenheiten selbst zu regeln. 
Eine Sonderstellung, die besonders 
auf europäischer Ebene immer kri-
tischer hinterfragt wird. Und diese 
Sonderstellung wird auch dazu ge-

nutzt, dass in unseren Arbeitsver-
hältnissen in Kirche und Diakonie 
unter anderem die Anwendung des 
Betriebsverfassungsgesetz 
ausgeschlossen ist. 
 
Stattdessen wurde 1970/71 das 
MVG (Mitarbeitervertretungsgesetz) 
geschaffen, welches aber damals 
noch in jeder Landeskirche ganz 
unterschiedlich ausgestaltet war. 
Erst mit der Verabschiedung des 
Rahmengesetzes MVG EKD (Evan-
gelische Kirche Deutschland) 1992 
wurde der Versuch unternommen, 
eine Vereinheitlichung vorzuneh-
men. Das ist aber bis heute nicht 
gelungen. Auch wir in Baden haben 
noch ein eigenes MVG, welches 
aber in großen Teilen das MVG EKD 
abbildet. 
 

Am 14. November 2018 hat die EKD- 
Synode in Würzburg eine Novellie-
rung des MVG beschlossen. Beson-
dere Aufmerksamkeit erhielt die 
Novelle durch die Streichung der 
ACK-Klausel, also der Bestimmung, 
dass jedes Mitglied einer MAV immer 
auch Mitglied in einer Mitgliedskir-
che der Arbeitsgemeinschaft Christ- 
licher Kirchen (ACK) sein muss. Dies 

§ 54 Bildung 
von Gesamt- 
ausschüssen

 
In kleinen „Erklär-Cartoons“ ha- 
ben wir euch hier ein paar der 
Änderungswünsche zur MVG-
Baden-Novellierung dargestellt. 
Als großes Ganzes könnt ihr 
unsere Eingabe an die Synode 
auf der Homepage www.ga-
baden.de nachlesen.
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geschah vor dem Hintergrund des 
Urteils des Bundesarbeitsgerichts 
vom 25. Oktober 2018, wonach im 
Hinblick auf die EU-Gleichbehand-
lungsrahmenrichtlinie eine unter-
schiedliche Behandlung wegen der 
Religion oder der Weltanschauung 
bei der Beschäftigung durch Religi-
onsgemeinschaften nur zulässig 
ist, wenn eine bestimmte Religion 
nach der Art der Tätigkeiten eine 
wesentliche, rechtmäßige und ge-
rechtfertigte berufliche Anforde-
rung darstellt.  
 

Das im letzten Absatz 
Dargelegte steht so  
bei Wikipedia. Ganz 
schön kompliziert.  
 
In der evang. Kirche in Deutschland  
arbeiten rund 840.000 Menschen. 
Die überwiegende Zahl mit fast 
600.000 Beschäftigten sind in der 
freien Unternehmensdiakonie an-
gestellt. Von den Mitarbeitenden 
der verfassten Kirche arbeitet ein 
großer Teil in Kindertagesstätten, 
Schulen und anderen Bildungsein-
richtungen, Beratungsstellen und 
Verwaltungen. Lediglich auf knapp 
21.000 Stellen (Statistik 2014) sind 
Pfarrer beschäftigt, davon rund 
12.000 im aktiven Gemeindedienst. 
Aber für alle 840.000 Mitarbeiten-
den gilt, egal ob die Arbeitsbedin-
gungen und Finanzierungen von 
denen in der freien Wirtschaft ab-
weichen, ausschließlich das Mitar-
beitervertretungsgesetz.  
 

Nun aber zurück zum  
eigentlichen Thema. 
 
Nach der Novellierung des MVG 
EKD im November 2018 war die Sy-
node der Badischen Landeskirche 
aufgefordert, über eine Übernah- 
me der Änderungen zu beraten. 
In diesem Zusammenhang wurde 
eine Arbeitsgruppe gebildet. Diese 
bestand aus einigen Mitgliedern 
der Arbeitsrechtlichen Kommission 
(ARK). Ausdrücklich war sie aber 
kein Bestandteil der ARK und 
damit dieser auch nicht Rechen-
schaft schuldig.  
 
Dazu steht im GA-Sitzungsproto-
koll vom 11. April 2019: 
 

Diakonie
in Zahlen

ca. 10 Millionen 
Menschen
erhalten von der Diakonie 
Betreuung, Beratung, Pflege 
und medizinische Versorgung

Quelle Einrichtungsstatistik Diakonie Deutschland 2018

700.000
freiwillig 
engagierte
Menschen

599.282
hauptamtliche
Mitarbeitende

Zur Verfügung stehende Plätze:

624.772
in der Kinder- und 
Jugendhilfe

190.656
in der Altenhilfe

192.343
in der Behindertenhilfe

64.681
in der 

Krankenhilfe

28.171
für Personen

in besonderen
sozialen

Situationen

10.207 in der 
Familienhilfe

63.935
in sonstigen

Hilfen

 
Arbeitsgruppe MVG-Novelle 
(es berichtet M. Biehl)  
 
W. Berroth und A. Schächtele 
haben in der letzten Amtszeit 
auf Veranlassung von G. Hamm 
das MVG überarbeitet und mit 
M. Biehl die Wahlordnung ange-
schaut.  
In einer ARK-Sitzung hat Frau 
Wöstmann erklärt, dass sie ei- 
nen Vorschlag zur MVG Baden–
Novellierung erstellen soll. Sie 
möchte diesen Vorschlag nicht 
ohne Beteiligung der Arbeitneh- 
merseite machen. Deshalb wurde  

 
(ohne Formalien) eine Arbeits-
gruppe gebildet, für die folgende 
Personen benannt wurden:  
Frau Wöstmann und Frau Lange, 
W. Lentzen, G. Hamm (ausge-
schieden), A. Schächtele und 
M. Biehl. Für G. Hamm ist F. 
Wolf nachgerückt.  
 
Aus den Ausarbeitungen und 
der MVG DD Novellierung wird 
Paragraf für Paragraf ein Vor-
schlag für eine neue Gestaltung 
des MVG Baden erarbeitet (mög- 
lichst bis zum Herbst). Aus die- 
sem Grundgerüst soll dann 
durch alle Gremien hin-
durch der Vorschlag für 
die Synode entstehen.   
 
Das Zustandekommen und die 
Besetzung der Arbeitsgruppe 
werden von uns überwiegend 
kritisch betrachtet. M. Biehl 
kann über das Vorgehen sagen, 
dass von vornherein klar war, 
dass das Ergebnis danach nicht 
als fertig betrachtet wird. Dazu 
bleiben aber Bedenken im Gre-
mium bestehen.  
 
Es gibt den Wunsch, ein Zwischen- 
ergebnis einsehen zu können. 
M. Biehl wird dies veranlassen, 
wenn in der nächsten Sitzung 
im Mai der im MVG DD neu ge-
fasste § 36a bearbeitet ist.  
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In dieser Arbeitsgruppe ging man 
nun akribisch zu werke. So wurden 
z.B. alle nicht gendergerechten 
Formulierungen geändert. Aus Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern 
wurden flächendeckend Mitarbei-
tende.  
 
Die Änderungen, die aus der EKD- 
Novelle kamen, wurden zu einem 
großen Teil übernommen. Das lässt 
z.B. hinsichtlich der ACK-Klausel 
und Einigungsstelle hoffen. 
 
Leider sind aber auch die negativen 
Entwicklungen des MVG EKD mit in 
den Entwurf gelangt. Ein Beispiel 
ist die Reduzierung der Zeit, in der 
eine Gesamt-MAV eine nicht vor-
handene MAV im eigenen Unter-
nehmen vertreten darf, von „vor- 

übergehend“ auf „6 Monate“. Da- 
bei hat es in solch seltenen Fällen 
meist einen triftigen Grund, dass 
es eine MAV nicht mehr gibt: 
Personelle Veränderungen, eine 
schwierige Leitungskonstellation, 
Mitarbeitende, die noch nicht lange 
im Unternehmen sind oder viel-
leicht auch langzeiterkrankte Kol-
leg*innen. Sechs Monate reichen 
gerade einmal aus, um eine Wahl 
zu organisieren und durchzuführen 
(wenn überhaupt). In dieser Zeit 
sind aber weder Probleme behoben 
noch neue Kolleg*innen für das Amt 
gewonnen. Somit läuft man Gefahr, 
dass es keine MAV mehr gibt – und 
dies obwohl im Unternehmen eine 
Gesamt-MAV besteht und lt. § 1 
MVG-Mitarbeitervertretungen zu 
bilden sind.  

Ich schweife etwas ab. 
Verzeiht. 
 
Also diese Arbeitsgruppe hat sich 
viele Gedanken gemacht und einen 
Entwurf erstellt. Diesen hatten wir 
euch zur Herbstdelegiertenver-
sammlung 2019, kurz nachdem wir 
ihn bekommen hatten, vorgestellt. 
Danach haben wir den Entwurf 
genau angeschaut. Was war neu, 
was vom MVG EKD übernommen, 
und was vielleicht auch nicht?  
 
Jede Änderung wurde nun von uns 
bewertet, abgewogen, hinsichtlich 
seiner Auswirkungen in der MAV-
Praxis überprüft, gegebenenfalls 
überarbeitet und in einer Übersicht 
zusammengefasst. Das war eine 
Menge Arbeit. Und kurz vor Weih-
nachten war es dann vollbracht, in-
klusive ausführlicher Begründun- 
gen. Doch dann mussten wir erfah-
ren, dass der von uns unbearbei-
tete Entwurf der Arbeitsgrup- 
pe als Arbeitsgrundlage für die Sy-
node gelten sollte. Unsere Vor-
schläge sollten alle nicht berück- 
sichtigt werden. Was war mit der 
Aussage, dass das Ergebnis der Ar-
beitsgruppe nur ein Zwischener-
gebnis sein sollte und dann alle 
Gremien an dem Entwurf mitarbei-
ten dürfen? Dass es so kommt, 
hatten wir von Anfang an be-
fürchtet. Und besonders bitter ist 
dabei, dass in der Arbeitsgruppe 
auch Arbeitnehmervertreter saßen 
und damit „unsere Seite“ an die-
sem ersten Entwurf beteiligt war… 
aber eben nicht offiziell, ohne 
Abstimmung zu einem Gre-
mium, ohne Mandat.  
 

§ 36a Einigungsstelle

MVG Novellierung – derzeitiger Stand 
oder 

der Versuch, die Dinge noch einmal  
zusammenzufassen...
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Aber bange machen gilt nicht. Wir 
haben unsere Ärmel noch einmal 
aufgekrempelt und aus unseren 
Vorschlägen an die Arbeitsgruppe 
eine Eingabe an die Synode erar-
beitet. In vielen Stunden Arbeit 
wurde vor allem durch Daniel Wenk, 
Lorenz Sauerborn und mich ein 
form- und sachgerechtes Schrei-
ben erstellt. Lorenz Sauerborn fun-
gierte dann als Eingebender an die 
Synode, da der Gesamtausschuss 
als Gremium nicht eingabeberech-
tigt ist. 

gesprochen. Dabei hat sie mir er-
klärt, dass die Eingabe natürlich ein- 
gegangen und an sie weitergeleitet 
wurde. Einige Punkte sind wohl auch 
in die Vorlage an die Synodalen mit 
eingeflossen. Um welche es sich 
dabei handelt, ist uns aber nicht 
bekannt. An Lorenz sollte auch 
noch ein Antwortschreiben gehen, 
auf welches er noch immer wartet. 
 
Wir hatten im Herbst 2019 gemein-
sam verabredet, die Synodalen auf 
unsere Frühjahrsdelegiertenver-
sammlung einzuladen. Es gab auch 
schon einige Anmeldungen. Nur 
leider hat uns die Pandemie einen 
Strich durch die Rechnung ge-
macht. Nicht nur unsere Delegier-
tenversammlung, auch die Synode 
danach ist ausgefallen. Alle Syno-
dalen sind weiter im Amt (nach den 
Kirchenwahlen im Dezember hätte 
sich auch die Synode zum Herbst 
2020 neu zusammengesetzt). Wie 
es mit dem Beschluss zum MVG 
jetzt aber weitergeht, ist noch 
offen – oder besser… uns der-
zeit nicht bekannt. 

§ 18 Ersatzmitglied

Und wie nun weiter? 
 
Bei einem Termin habe ich Frau Wöst- 
mann auf den Stand der Dinge an-

31

§ 10 ACK-Klausel



Das Mitarbeitervertretungs-
gesetz ist fast 50 Jahre alt.  
 
Ein Grund zum Feiern? 
 
Mit der Erarbeitung des MVG ist 
der Versuch unternommen worden, 
die kirchlichen Besonderheiten im 
Umgang miteinander aufzugreifen 
und eine dem christlichen Weltbild 
entsprechende Mitbestimmung der 
Beschäftigten, anders als im Be-
triebsverfassungsgesetz, zu er-
möglichen. Ist das gelungen? 
 
Meine klare Meinung: Nein! 
 
Bis heute hinkt das MVG in vielen 
Punkten den Möglichkeiten des 
BetrVG hinterher. Und damit muss 
es sich nun mal messen lassen. 
Der Versuch, hier aus einem ande-
ren Geist heraus zu handeln, ist im 
Gesetzestext schwer zu finden. 
Eine offene Diskussion darüber 
würde uns als Kirche gut zu Ge-
sicht stehen. Allem voran würde es 
darum gehen, mit welcher Haltung 
und in welcher Zusammensetzung 
wir uns dabei begegnen. Ein Mono-
log kircheninterner Gremien ohne 
Arbeitnehmerbeteiligung wäre hier 
kontraproduktiv.  
 
Susanne Eichler 

MVG Novellierung – derzeitiger Stand 
oder 

der Versuch, die Dinge noch einmal  
zusammenzufassen...

§ 35 Unternehmensmitbestimmung
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 Jede Zusammenarbeit be- 

ruht auf guter und wertschät- 
zender Kommunikation. Das 
MVG bietet hier nur die Basis, 
die so ähnlich auch im Be-
triebsverfassungsgesetz zu 
finden ist. Reicht uns das, 
um in ein wirkliches Mitei-
nander zu kommen? Können 
wir nicht neue Wege finden, 
die über das Bestehende hi-
nausgehen?  
Lasst uns darüber reden. 
  

 Der Begriff der Dienstge- 
meinschaft ist durch seine 
Herkunft aus dem Vokabu-
lar der Nazizeit belastet und 
wird von den Arbeitneh-
mern eher als Joch, unter 
dem sie schuften, verstan-
den. Das steht uns nicht gut 
zu Gesicht.  
Lasst uns darüber reden. 

 

 
 Die innere Haltung, das MVG 

im betrieblichen Kontext 
wirklich zu leben, muss auch 
bei Leitungskräften gestärkt 
werden. Leider habe ich 
selbst in einem Gespräch 
mitanhören müssen, wie ein 
hoher Vertreter der Diakonie 
sagte: „Ja, so eine MAV ist 
schon belastend. Sie schränkt  
uns in unserer Arbeit ganz 
schön ein…“ Nein, nicht 
wir als MAV sind „be-
lastend“. Wer auch immer 
dieses Amt inne hat, ist da- 
mit Repräsentant*in auf Au-
genhöhe, der bzw. die – laut 
MVG – in der Kirche und ihrer 
Diakonie gewollten Zusam-
menarbeit zwischen Arbeit-
nehmer*innen und Arbeit- 
geber*innen. Und so wollen 
wir auch gesehen werden!  
Lasst uns darüber reden. 
  

 Die Zersplitterung des Mit- 
arbeitervertretungsgeset-
zes in Deutschland macht 
es fast unmöglich, unsere 
Anliegen bis in die höchsten 
Kirchengremien zu bringen. 
Abgesehen davon, dass wir 
dort als Gesamtausschuss 
der EKD, (bestehend aus 
Stäko und Buko) wie ja auch 
in unserer Badischen Lan-
dessynode kein Eingabe- 
oder Rederecht in der EKD-
Synode haben. Auch dann 
nicht, wenn unsere ureige-
nen Themen wie das MVG 
behandelt werden.  
Lasst uns darüber reden. 

 

Wenn wir als Mitarbeiter- 
vertretung, Gesamt-MAV 
oder im Gesamtausschuss 
etwas wollen, dann nicht zum 
Selbstzweck. Wir stecken 
uns nichts in die Taschen. 
Wir wissen, dass jede Minute 
unserer MAV-Zeit von den 
Kollegen mitgearbeitet wer-
den muss. Wir erleben, dass 
immer dort, wo ein gutes 
Miteinander mit der 
Dienststellenleitung 
gelebt wird, die Kollegin-
nen bessere Arbeitsbedin-
gungen haben. Mit guten 
Ideen und einer offenen In-
formationskultur können wir 
als kirchliche Einrichtung 
unser besonderes Profil 
stolz nach innen und außen 
tragen. Zum Wohl aller.  
Lasst uns miteinander 
ins Gespräch kommen.

Thesen, gerichtet nicht nur,  
aber vor allem, an meine Kirche
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Geschäftsstelle des GA Baden 
 
Beate Zimmermann 
Blumenstr. 1-7, 76133 Karlsruhe 
0721-9175-928 
gs@ga-baden.de 
Bürozeiten: Mo, Mi + Do bis 14 Uhr 
 
 
Juristischer Berater des  
Gesamtausschusses Baden 
 
Dipl.-iur. Michael S. Biehl  
(Assessor iuris) 
Blumenstr. 1-7, 76133 Karlsruhe 
0721-9175-655 
biehl@ga-baden.de 
Zu erreichen in der Regel: Mo – Do 
vormittags und Mi. nachmittags 
 
 

Gesamtausschussmitglieder: 
 
Florian Wolf 
Vorsitzender 
Evang. Sozialstation Karlsruhe 
Blumenstr. 1-7, 76133 Karlsruhe 
07272-9555997 
wolf@ga-baden.de 
 
Regina Richter 
stellvertretende Vorsitzende 
EOK Karlsruhe  
Blumenstr. 1-7, 76133 Karlsruhe 
0721-9175-922 
0160 95500725 
richter@ga-baden.de 
 
Susanne Eichler 
Schriftführung 
Altenhilfezentrum Karlsruhe-Nordost 
Glogauer Str. 10, 76139 Karlsruhe 
0159 04097464 
eichler@ga-baden.de 
 
Andreas Deecke 
Ev. Kirche Karlsruhe  
Mitarbeitervertretung 
Stephanienstr. 98-100 
76133 Karlsruhe 
0721-167226 
deecke@ga-baden.de 
 
Sylvia Klink  
Eine-Welt-Familienzentrum  
Dr. Martin Luther-Str. 2  
69168 Wiesloch  
06222-4797 
klink@ga-baden.de 
 

Mathias Hammer 
Karl-Feuerstein-Str. 4-6 
68305 Mannheim 
0621-729269011 
hammer@ga-baden.de 
 
Daniela Jentzen 
Diak. Werk Baden-Baden und Rastatt 
Kaiserstr. 70, 76437 Rastatt 
jentzen@ga-baden.de 
 
Ulrike Kutzner 
Evang. Kirche Freiburg 
Hirzbergstr. 1, 79102 Freiburg 
kutzner@ga-baden.de 
 
Lorenz Sauerborn 
Evang. Diakoniestation Heidelberg 
Emmertsgrundpassage 33 
06221-720446 
0173 9589009 
sauerborn@ga-baden.de 
 
Andreas Schächtele 
Ev. Diakonissenanstalt 
Diakonissenstr. 28 
76199 Karlsruhe 
0721-8898077 
0176 46026174 
schaechtele@ga-baden.de 
 
Uwe Vogt 
Diakonie Kork 
Landstr. 1, 77694 Kehl-Kork 
07851-841570 (AB) 
vogt@ga-baden.de 
 
Daniel Wenk 
Evang. Sozialwerk Müllheim 
0151-23134115   
wenk@ga-baden.de 

 
Bei Fragen, Beratungen,  

Problemen und Anregungen 

stehen ALLE Mitglieder 

des GA zur Verfügung. 

Der Gesamtausschuss Baden

BADEN
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sYsTeMrElEvAnT. Die Erkenntnis ist nicht neu. 
Wir erleben, dass unsere Arbeit im Sozial- und Gesundheitswesen 
durch die Folgen der Ökonomisierung massiv erschwert wird. 
Durch eine jahrzehntelang verfehlte Politik. Das ist gesundheits-
gefährdend für uns alle. Kein Weiter so!

sYsTeMrElEvAnT. Viele unterstützen uns mit diesem Blick.
Wir gehen als Profis durch die Krise. Wir erwarten Respekt und Anerkennung 
dafür, dass wir das Gemeinwesen am Laufen halten. Wir fordern einen 
Corona-Bonus.

sYsTeMrElEvAnT. Jetzt aus der Krise lernen. 
Wir fordern endlich Veränderungen: Soziale Dienste und 
Gesundheitseinrichtungen müssen für die Menschen da sein! 
Deshalb: Deutlich mehr Personal für die Arbeit mit Menschen, 
gute Rahmenbedingungen und bedarfsgerechte Finanzierung 
im Gesundheits- und Sozialwesen. Längst überfällig sind ver-
besserte Einkommen, die dem gesellschaftlichen Stellenwert 
unserer Arbeit gerecht werden.

»»»»»»WIr ALlEALlEW r AWIr ALlEWIr ALlEWIr A
Zur guten Pflege gehört das ganze Team

sYsTeM-
rElEvAnT««««

gesundheit-soziales-bawue.verdi.de
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Anerkennung und Aufwertung 
für systemrelevante Berufe 
 
Durch die Corona-Pandemie hat 
sich die öffentliche Wahrnehmung 
der Menschen in Tätigkeiten und 
Arbeitsfeldern, die sich nicht ins 
Home-Office verabschieden konn-
ten und stattdessen in verschiede-
nen Bereichen weiter präsent ar- 
beiten mussten, massiv gewandelt. 
Auf einmal sind wir systemrelevant! 
Gleichzeitig herrscht ein höheres 
Infektionsrisiko durch den Kontakt 
mit anderen Menschen. Ver.di hat 
in dieser Zeit bereits früh versucht, 
durch politische Arbeit und viele 
Antworten auf häufig gestellte Fra-
gen (FAQs) zu unterstützen. Außer-
dem wurde von ver.di die Forde- 
rung nach einer Corona Prämie er-
hoben. Der ver.di Vorsitzende Frank 
Werneke hat schon im März gefor-
dert, dass alle Menschen in system- 
relevanten Bereichen eine Prämie 
erhalten sollen. Diese Forderung 
unterstützen wir neben anderen 
Punkten auch in Baden-Württem-
berg.  
 
Offener Brief – Jetzt handeln – 
Klatschen reicht uns nicht  
 
Betriebliche Interessenvertretun-
gen aus dem Sozial- und Gesund-
heitswesen wenden sich gemein- 
sam mit der Vereinten Dienstleis-
tungsgewerkschaft – ver.di und BIV – 
Betriebliche Interessenvertretungen 
der Krankenhäuser Baden-Würt-
tembergs mit einem Offenen Brief 
an Ministerpräsident Kretschmann 
und Sozialminister Lucha. Dieser 
Brief wurde auch durch einen Auf-
ruf vom GA Baden unterstützt und 
von vielen MAVen aus Baden durch 
Beschluss und betrieblichen Aktio-

nen vorwärtsgebracht. Vielen Dank 
dafür an alle die mitgemacht haben.  
Infos zum Brief und der aktuellen 
Unterstützerliste sowie ein kleines 
Video findet Ihr hier: 
t1p.de/2eng 
 
Unserer längerfristigen For-
derungen darin sind folgende:  
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Corona Prämie und Aufwertung 
(nicht nur) für die  
Altenhilfe

 
 Das Gesundheits- und Sozial- 

wesen muss flächendeckend 
und am Bedarf orientiert um- 
gestaltet werden. Die Pla-
nung der Daseinsvorsorge 
muss sektorenübergreifend 
erfolgen (z. B. Krankenhaus-
planung mit Notfallversor-
gung und Rettungsdienst- 
planung als auch mit Pflege-
einrichtungen/-diensten). 
Für die Planung ist Transpa-
renz herzustellen und demo-
kratische Teilhabe zu ermög- 
lichen. 

 
 Das Finanzierungssystem der  

Fallpauschalen (DRGs) muss 
durch eine kostendeckende 
Finanzierung ersetzt werden.  
Alle medizinisch notwendi-
gen Krankenhausleistungen 
müssen dauerhaft voll refinan- 
ziert werden, inklusive dem 
dafür notwendigen Personal. 
 

 Das Land Baden-Württemberg 
muss der Verpflichtung zur 
Finanzierung aller notwendi-
gen Investitionen des Ge-
sundheits- und Sozialwesens 
voll nachkommen. Einrichtun- 
gen und Dienste dürfen durch 
die Corona-Krise keinerlei 
Verluste haben. 

 
 Wir brauchen ein gesetzliches, 

am Bedarf orientiertes Per-
sonalbemessungssystem für 
Krankenhäuser: die „Pflege-
Personal-Regelung 2.0“ muss 
zeitnah eingeführt und ver-
bindlich umgesetzt werden. 
Für die Psychiatrie muss ein 
bedarfsgerechter Personal-
aufbau durch lückenlose ver- 
bindliche Personalbemessung 
eingeführt werden. Auch die 
stationäre Pflege braucht ein 
verbindliches, bedarfsorien-
tiertes Personalbemessungs- 
instrument. 
 

 In der Behindertenhilfe muss 
die Wettbewerbsklausel (§ 124 
SGB IX) gestrichen werden, 
um Fehlentwicklungen zu ver- 
hindern. Sie trägt nichts zur 
Inklusion bei, sondern erhöht 
den Druck auf die Arbeits-
plätze.  

 
 Die Privatisierungen müssen  

rückgängig gemacht werden: 
Wir brauchen ein Gesund-
heitswesen (Krankenhäuser, 
Psychiatrien, Pflegebranche)  
in öffentlicher Hand – nicht 
für Konzerne oder Aktionäre, 
sondern für die Gesellschaft. 
 

 Wir fordern die Einführung  
einer Pflegebürgervollversi-
cherung, um so eine humane 
Langzeitpflege für die Pflege- 
bedürftigen mit guten Arbeits- 
bedingungen für das Perso-
nal zu ermöglichen. 



Um diese langfristigen Ziele zu er-
reichen, sind in vielen Arbeitsfel-
dern im Sozial- und Gesundheits- 
bereich die Interessenvertretungen 
zusammen mit Aktiven in den Be-
trieben und zusammen mit der Ge-
werkschaft ver.di unterwegs, um 
Aufwertung, Entlastung und mehr 
Anerkennung ihrer Arbeit zu errei-
chen. Beispielhaft genannt seien 
hier folgende Kampagnen:  
 
Soziale Arbeit ist unverzicht-
bar – immer!   
 t1p.de/9gbc 
 
Eine Kampagne, in der Anerken-
nung und mehr Gesundheitsschutz 
im Sozial- und Erziehungsdienst ge-
fordert wird. In zwei zuvor mit viel 
Einsatz geführten Aufwertungskam- 
pagnen konnten Verbesserungen 
beim Arbeitsschutz und bessere 
Eingruppierungen erreicht werden. 
 
Entlastung per Tarifvertrag  
 t1p.de/mka9 
 
Die Entlastungskampagne im Kran-
kenhausbereich, in der ebenfalls mit 
viel Aufwand und massiven Streiks 
Entlastungstarifverträge in vielen 

Krankenhäusern Tarifverträge für 
mehr Personal und z.B. Entlastungs- 
tage für arbeiten in Unterbesetzung 
abgeschlossen werden konnten.  
 
Gemeinsame Sache für die 
Altenpflege 
 t1p.de/7e45 
 
In dieser ganz aktuellen Kampagne 
setzt sich ver.di für einen System-
wandel in der Altenpflege mit bes-
seren Arbeitsbedingungen, guter 
Bezahlung und einer Absicherung 
von Pflegebedürftigen durch die 
Solidarische Pflegegarantie ein.  
 
Als Interessenvertreter und ver.di 
Aktiver in einer Einrichtung der Al-
tenhilfe freut es mich besonders, 
dass eine Corona Sonderprämie 
für unsere Kolleg*innen bereits be-
schlossen ist. Wir werden uns wei-
ter für die Bezahlung einer Prämie 
für alle einsetzen – nicht nur in der 
Altenhilfe. Wie oben bereits darge-
stellt – für eine nachhaltige Verbes-
serung und Aufwertung unserer 
Tätigkeiten. Der Verteilungskampf 
um die Finanzierung und damit auch 
um Arbeitsbedingungen und Perso-
nal wird zukünftig nicht einfacher 

werden. Einerseits hat die Corona 
Pandemie zwar gezeigt, wie wichtig 
systemrelevante Berufe sind. Es wird 
aber aufgrund der Entwicklung der 
Steuereinnahmen in Bund, Land und 
Kommunen zukünftig auch schwierig 
sein, entsprechende Gelder zu er-
halten. Das heißt, es wird viel An-
strengung und Energie benötigen, 
es wird die Unterstützung von jedem 
einzelnen von euch brauchen um 
Verbesserungen in der Zukunft er-
reichen zu können.  
 
Lasst es uns gemeinsam an-
gehen, denn:  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Daniel Wenk
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Auf jeden Fall ... 
... ja, da kann ich  

Sie  gut verstehen. Wir  
finden eine Lösung ...  

Sie sind nicht  
allein!

Ich freu’ 
mich auf die 
Werkstatt!
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